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Nicolaus Mels-Colloredo

Nach Ansicht des OGHstellt §
2d AVRAGeine (unabdingbare)
Schutzbestimmung zugunsten
der Arbeitnehmer dar, damit
diese selbst bestimmen können,
ob sie sich auf eine Ausbildung
einlassen, die gegebenenfalls
zu einem Ausbildungskosten-
rückersatz führt. Nach Ansicht
des OGHsoll  der Arbeitnehmer
(...) nicht erst nach absolvier-
ter Ausbildung im aufrechten
Arbeitsverhältnis mit der vom
Arbeitgeber zur Unterschrift
vorgelegten Vereinbarung über
die Rückforderbarkeit der bereits
vom Arbeitgeber getragenen Kos-
ten und erfolgten Gehaltsfort-
zahlung konfrontiert sein . Der
OGHbefürchtet, dass Arbeit-

Gemäß§ 2d AVRAGkönnen
Arbeitgeber von ihren Ar-
beitnehmern tatsächlich
aufgewendete Ausbildungs-
kosten zurückfordern, wenn
darüber eine schriftliche
Vereinbarung abgeschlossen
wurde. Obwohl der Gesetz-
geber keinerlei Aussage
trifft, wann eine solche Ver-
einbarung abgeschlossen
werden muss, erachtet die
ständige Rechtsprechung
nachträgliche Vereinbarun-
gen als unwirksam.

nehmer sonst in eine unzumut-

bare Drucksituation gelangen
könnten.

Umzu vermeiden, dass Aus-
bildungskostenrückersatzver-
einbarungen im Streitfall für
unwirksam erklärt werden, soll-
ten diese daher unbedingt vor
der jeweiligen Ausbildung
schriftlich abgeschlossen wer-

den. Außerdem muss aus der
Vereinbarung auch die konkrete
Höhe der zu ersetzenden Ausbil-
dungskosten hervorgehen.
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Ausbildungskosten-
rückersatz: nachträgliche
Vereinbarung unwirk-
sam
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